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Mehr als Quote: Vielfalt 
im ö�entlichen Dienst
diversity Gesellschaftliche Vielfalt nach innen und außen fördern  

und Diskriminierungsrisiken abbauen, dass will das Diversitiy 

Management bewirken. Welche Rechte, Pflichten und Handlungs-

möglichkeiten haben Personalrät:innen dabei?

VO N A N D R E A S  M E R X  U N D B E R N H A R D  F R A N K E

D
ie zunehmende Vielfalt unterschied-
licher Menschen sowie  Lebens- und 
Arbeitssituationen in der Transfor-
mationsgesellschaft Deutsch land 

hat auch im ö�entlichen Dienst in den vergan-
genen Jahren zu einer deutlich gewachsenen 
Bedeutung von Diversity Management oder 
einer Diversitätsorientierung geführt.

Auf der Ebene der Länder und Kommu-
nen (wo sich z. B. im 2015 initiierten Diver-
sity-Netzwerk der Kommunal- und Landes-
verwaltungen rund 40 Verwaltungen zweimal 
jährlich austauschen) wurden Diversity-Kon-
zepte und -strategien oder Landesprogramme 
entwickelt, Diversity-Beauftragte oder -Teams 
eingerichtet oder es haben sich ganze Abtei-
lungen oder Ämter für Chancengerechtigkeit, 
Antidiskriminierung und Diversität sowie Lan-
des- und kommunale Antidiskriminierungs-
stellen etabliert. Auch auf der Bundesebene 

wird seit einigen Jahren an einer Diversitäts-
strategie für die Bundesverwaltung gearbeitet, 
an der die Bundesministerien und Bundesbe-
hörden beteiligt sind. 

Wandel von Rahmenbedingungen  
führt zu mehr Diversity-Ansätzen  
im ö�entlichen Dienst

Der ö�entliche Dienst steht als weiterhin 
größter Arbeitgeber in Deutschland (mit rund 
5,3 Mio. Beschäftigten im Jahr 2023) im Kon-
text von Transformation, Diversität und An-
tidiskriminierung großen Herausforderungen 
gegenüber. So wird bis 2036 mehr als die Hälf-
te aller Verwaltungsbeschäftigten in den Ruhe-
stand gehen. Eine enorme personalpolitische 
Herausforderung, was z. B. den drohenden 
Verlust an Erfahrungswissen, das interne Wis-
sensmanagement oder die Zusammenarbeit 
der sog. Boomer-Generation mit den Generati-
onen Y und Z angeht.

Zugleich ist dies aber eine große Chance, 
nach Jahren des Personalabbaus, von Einstel-
lungsstopps und Wiederbesetzungssperren 
wieder mehr Spielräume zu haben, um die 
deutliche Unterrepräsentation verschiedener 
gesellschaftlicher Gruppen im ö�entlichen 
Dienst, wie z. B. von Menschen mit Migrati-
onsgeschichte, schneller abbauen zu können.

Neben dem wachsenden Fach- und 
Nachwuchs kräftebedarf gibt es weitere wich-
tige Diversity- Treiber wie
 · die zunehmende Individualisierung der 

 Lebens- und Arbeitssituationen der Verwal-
tungsbeschäftigten,

darum geht es

1. Im Kontext gesell-

schaftlichen Wandels ist 

es in den vergangenen 

Jahren zu einer deutlich 

gewachsenen Bedeutung 

von Diversity Manage-

ment im ö�entlichen 

Dienst gekommen.

2. Auf der Grundlage 

gesetzlicher Bestimmun-

gen verfügen Personal-

rät:innen über zahlreiche 

Rechte, P�ichten und 

Handlungsmöglichkeiten 

im  Diversity Manage-

ment.

3. Gemeinsam mit 

weiteren Akteur:innen 

können sie zahlreiche 

weitere Diversity-Maß-

nahmen initiieren oder 

 mitgestalten.

definition

Diversity Management

Diversity Management ist ein Personal- und 

Organisationsentwicklungsansatz. Es hat 

zum Ziel, mit Vielfalt und Unterschieden in 

der Belegschaft (z.B. nach Alter, Geschlecht 

oder Herkunft) produktiv umzugehen. 

Dafür setzt es z. B. auf das stärkere Einbin-

den von Frauen, Mitarbeitenden aus dem 

Ausland, mit Migrationsgeschichte oder  

mit Handicap.
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 · verschiedene Interessen, Einstellungen und 
Bedarfe im Verhältnis von Arbeit und Privat-
leben (Work-Life-Balance),

 · die unterschiedlichen Auswirkungen und 
Möglichkeiten der Digitalisierung und von 
mobilem Arbeiten,

 · die Repräsentation der vielfältigen Gesell-
schaft auf allen Ebenen der Verwaltungen/
Einrichtungen,

 · die Verantwortung und zum Teil rechtli-
chen Verpflichtungen zu inklusiven und 
bürger:innenorientierten Dienstleistungen/
Angeboten oder zur Sicherung von Gleich-
stellung und Antidiskriminierung,

 · die Umsetzung des Allgemeinen Gleich be-
handlungsgesetzes (AGG) in den Dienst-
stellen. 

Personalrät:innen können wichtige 
 Diversity-Akteur:innen sein

In der Entwicklung und Umsetzung von Diver-
sity-Ansätzen können der örtliche bzw. der Ge-
samtpersonalrat eine wichtige Rolle spielen. 
Unterstützt wird er dabei von oft zentralen 
Akteur:innen wie bereits vorhandenen Beauf-
tragten (z. B. für Gleichstellung, Inklusion und 
Integration), Verantwortlichen für verschie-
dene gesellschaftliche Gruppen (z. B. Senio-
renarbeit, Kinder & Jugendliche, LSBTIQ+, 
u.a.) sowie einschlägig mit Diversity-Themen 
befassten Verwaltungseinheiten (z. B. Haupt- 
und Personalämter oder Zentralabteilungen, 
Jugendamt, Sozialamt u.a.).

Vor Ort werden die Diversitätsaktivitäten 
von losen, eher anlass- oder projektbezogenen 
Netzwerken dieser Akteur:innen oder größe-
ren Diversity-Teams bzw. -Einheiten koordi-
niert und gemeinsam umgesetzt.

Schon lange vor dem Inkrafttreten des 
AGG und dem Boom an Diversity-Ansätzen 
der letzten Jahre waren Personalrät:innen 
und Gewerkschaften wichtige Akteur:innen 
im Diskriminierungsschutz für verschiedene 
Beschäftigtengruppen oder bei der Sicherung 
guter Arbeitsverhältnisse für Beschäftigte in 
unterschiedlichen Lebens- und Arbeitssituati-
onen. Auf der Grundlage gesetzlicher Bestim-
mungen verfügen sie über zahlreiche Rechte, 
Pflichten und Handlungsmöglichkeiten. Darü-
ber hinaus können sie – eine gute Zusammen-
arbeit mit anderen wichtigen Akteur:innen 
vorausgesetzt  – durch ihr Engagement und 
Kooperationen z. B. die vielfaltsorientierte 

Personalpolitik oder die Ausrichtung eines 
Diversity- Konzepts aktiv mitgestalten.

Möglichkeiten für Personalrät:innen  
nach dem BPersVG

Im Folgenden wird ein Überblick zu Aufgaben 
und Handlungsmöglichkeiten des Personalrats 
nach dem BPersVG gegeben. Vergleichbare 
Regelungen enthalten auch die Personalvertre-
tungsgesetze der Bundesländer.

 } Überwachungsaufgaben

 } Überwachung geltender Gesetze,  
§ 62 Nr. 2 BPersVG

Der Personalrat hat nach § 62 Nr. 2 BPersVG 
die Aufgabe über die Durchführung der zu-
gunsten der Beschäftigten geltenden Gesetze 
zu wachen. Hierzu zählt auch das AGG, das 
sowohl Tarifbeschäftigte als auch Beamt:in-
nen vor rassistischen Benachteiligungen oder 
Benachteiligungen wegen der ethnischen Her-
kunft, des Geschlechts, der Religion oder Wel-
tanschauung, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Identität schützen soll.

Diese Überwachungsaufgabe gilt insbe-
sondere im Hinblick auf die Einhaltung der 
arbeitgeberseitigen Pflichten nach §§ 11 – 13 
AGG, um Benachteiligungen von Beschäftig-
ten zu verhindern. Im Einzelnen sind das die 
Pflichten zu diskriminierungsfreien Stellen-
ausschreibungen nach § 11 AGG; die Pflicht, 
Beschäftigte vor Diskriminierung nach § 12 
Abs. 1 AGG zu schützen, beispielsweise durch 
Information über das Gesetz und Beschwerde-
möglichkeiten, sowie durch Schulungen zum 
Diskriminierungsschutz im Rahmen von Aus- 
und Fortbildungen.

Wenn andere Beschäftigte oder Dritte ge-
gen das Diskriminierungsverbot verstoßen, 
muss die Dienststelle geeignete, erforderliche 
und angemessene Maßnahmen zum Schutz 
der Betro�enen nach § 12 Abs. 3, 4 AGG er-
greifen. Das kann z. B. eine Abmahnung, Um-
setzung, Versetzung oder Kündigung sein. Zu-
dem müssen in allen Dienststellen nach § 13 
AGG Beschwerdestellen vorhanden sein, an 
die sich Beschäftigte wenden können, wenn 
sie sich diskriminiert fühlen.

Schutz vor 

Diskriminierung

Nollert-Borasio / Dickerhof-Borello 
Wenckebach

Allgemeines Gleich-
behandlungsgesetz
Basiskommentar zum AGG unter 
Berücksichtigung des EntgTranspG
6., aktualisierte Au昀氀age 
2025. Ca. 430 Seiten, kartoniert
ca. € 44 ,– | ISBN 978-3-7663-7307-6
Erscheint Februar 2025

bund-shop.de/7307

service@bund-shop.de
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1 Dies beinhaltet zeitgemäß formuliert  entsprechende 
 Förderpflichten gegenüber den Beschäftigten mit 
 Migrations geschichte.

2 Vgl. Däubler, Diskriminierungsschutz im öffentlichen Dienst, 
PersR 11/2021, S. 8 – 13 (13).

 } Benachteiligungsverbot bei 
 Personalmaßnahmen nach AGG

Dienststelle und Personalvertretung sind nach 
§ 2 Abs. 4 Satz 2 BPersVG gemeinsam ver-
pflichtet, darüber zu wachen, dass jede Be-
nachteiligung von Personen auch wegen der im 
AGG genannten Gründe unterbleibt. Da das 
Benachteiligungsverbot des § 7 AGG wegen 
dieser Gründe praktisch alle denkbaren Perso-
nalmaßnahmen umfasst, ergeben sich für den 
Personalrat konkrete Handlungsmöglichkei-
ten aus seinen Mitbestimmungsrechten nach 
§§ 78 – 80 BPersVG, insbesondere aus seinem 
Mitbestimmungsrecht nach § 78 BPersVG in 
Personalangelegenheiten.

 } Personalgewinnung und -förderung

Neben diesen Überwachungsaufgaben hat der 
Personalrat in Bezug auf bestimmte Gruppen 
von Beschäftigten Möglichkeiten, die eine 
diver sitätsorientierte Personalgewinnung und 
entwicklung fördern können.

 } Schutz von behinderten und  
älteren Beschäftigten

So zählt zu seinen Aufgaben nach § 62 Nr. 4 
BPersVG die Förderung der Inklusion und Teil-
habe von Menschen mit Behinderung, ebenso 
wie die Förderung besonders schutzbedürfti-
ger, insbesondere älterer Beschäftigter. Hierbei 
hat der Personalrat z. B. auf die Einhaltung der 
Einladungspflicht von Menschen mit Schwer-
behinderung zu Vorstellungsgesprächen nach 
§ 165 Satz 2 Sozialgesetzbuch (SGB) IX zu 
achten, die nur dann entbehrlich ist, wenn die 
fachliche Eignung o�ensichtlich fehlt.

 } Förderung der Gleichstellung  
der Geschlechter

Der Personalrat hat nach § 62 Nr. 5 BPersVG 
auch die Aufgabe, die Durchsetzung der tat-
sächlichen Gleichstellung von Frauen und 
Männern zu fördern sowie Benachteiligungen 
von Menschen, die sich keinem Geschlecht 
zuordnen, entgegenzuwirken, insbesondere 
bei der Einstellung, Beschäftigung, Aus-, Fort-, 
und Weiterbildung und dem beruflichen Auf-
stieg. Damit sind Personen gemeint, die nach 
dem am 1. November 2024 in Kraft getretenen 
Gesetz über die Selbstbestimmung in Bezug 

auf den Geschlechtseintrag (SBGG) die Strei-
chung ihres bisherigen Geschlechtseintrags ge-
genüber dem Standesamt erklärt haben.

 } Integration ausländischer Beschäftigter

Schließlich hat der Personalrat nach § 62 
Nr. 7 BPersVG auch die Integration ausländi-
scher Beschäftigter1 und das Verständnis zwi-
schen ihnen und deutschen Beschäftigten zu 
fördern. Diese Vorschrift gibt dem Personalrat 
zudem die Möglichkeit, Maßnahmen zur Be-
kämpfung gruppenbezogener Menschenfeind-
lichkeit in der Dienststelle zu beantragen. Der 
Begri� der »gruppenbezogenen Menschen-
feindlichkeit« umfasst dabei neben Rassismus 
und Fremdenfeindlichkeit jegliche Form von 
Abwertung von Beschäftigten aufgrund ihres 
»Andersseins«, etwa aufgrund der sozialen 
Herkunft, religiöser Einstellung oder sexueller 
Orientierung. 

Mit der Vorschrift wird klargestellt, dass der 
Personalrat − ähnlich wie der Betriebsrat – auf 
die Bekämpfung diskriminierender und desin-
tegrativer Einstellungen hinwirken kann (so 
die Gesetzesbegründung,  BT-Drs. 19/26820, 
S. 110). Der Betriebsrat hat nach § 104 BetrVG 
die Möglichkeit gegen Beschäftigte vorzugehen, 
die z. B. durch rassistisches Verhalten wieder-
holt und ernsthaft den Betriebsfrieden stören, 
indem er deren Entlassung verlangen kann. 
Gleiches muss auch für den Personalrat gelten.

 } Abschluss von Dienstvereinbarungen

Eine umfassende Möglichkeit für eine Dienst-
vereinbarung über das Vorgehen bei Diskri-
minierung kommt mangels eines Mitbestim-
mungsrechts nicht in Betracht.2 Bestimmte 
Dienstvereinbarungen sind aber möglich, und 
zwar nach § 63 Nr. 1 Satz 1 BPersVG in An-
gelegenheiten des § 80 Abs. 1 Nr. 13 BPersVG. 
Maßnahmen der tatsächlichen Gleichstellung 
von Frauen und Männern, der Vermeidung 
von Benachteiligungen von Menschen, die sich 
keinem dieser Geschlechter zuordnen sowie 
der Vermeidung von Benachteiligungen von 
Menschen mit Behinderung, insbesondere bei 
der Einstellung, Beschäftigung, Aus-, Fort- und 
Weiterbildung und dem beruflichen Aufstieg 
können demnach Gegenstand einer Dienstver-
einbarung sein. Im Rahmen solcher Dienstver-
einbarungen können auch positive Fördermaß-
nahmen nach § 5 AGG vereinbart werden. 

Kompetent 

 kommentiert

Köhler / Baunack / Heun / Vogt

BDG
Bundesdisziplinargesetz und materielles 
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2025. 832 Seiten, gebunden
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ISBN 978-3-7663-7309-0
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3 Vgl. Janda/Herbig, Positive Maßnahmen für mehr Vielfalt in der 
öffentlichen Verwaltung. Ein Rechtsgutachten, 2022.

Positive Maßnahmen und weitere 
 Diversity-Maßnahmen

Die positiven Maßnahmen nach § 5 AGG 
müssen geeignet und angemessen sein, um be-
stehende Nachteile für nach dem Gesetz ge-
schützte Beschäftigte zu verhindern oder aus-
zugleichen, sind aber darüber hinaus nicht 
näher definiert. Sie beinhalten, wie ein Rechts-
gutachten der Deutschen Universität für Ver-
waltungswissenschaften Speyer im Auftrag der 
Friedrich-Ebert-Stiftung3 aktuell nochmals 
dargelegt hat, ein breites Spektrum rechtlich 
zulässiger Instrumente und Strategien. Dazu 
zählen etwa:
· gezielte positive Ansprache in Stellenan-

zeigen mit Diversity-Zusatz (»Wir freuen
uns über Bewerbungen von Bewerber:innen
unabhängig von Geschlecht, Nationalität,
ethnischer und sozialer Herkunft, Reli-
gion, Weltanschauung, Behinderung, Alter,
 sexueller Orientierung und geschlechtlicher
Identität«),

· gezielte Anwerbekampagnen für Arbeitneh-
mer:innen mit Migrationsgeschichte, Frau-
en, ältere Arbeitnehmer:innen etc.,

· Mentoring-Programme für Frauen oder
Migrant:innen in Führungspositionen etc.,

· flexible Quotenregelungen, z. B. Zielquo-
ten zur Erreichung eines Anteils von 20%
Mitarbeiter:innen mit Migrationsgeschichte
in der Belegschaft in drei Jahren auf Basis
freiwilliger und anonymer Beschäftigtenbe-
fragungen.

Personalrät:innen achten häufig auf die sach-
gerechte Umsetzung positiver Maßnahmen 
nach § 5 AGG, können aber darüber hinaus 
weitere Diversity-Maßnahmen initiieren und 
mitgestalten. So etwa:
· Durchführung diversity-orientierter Beleg-

schaftsumfragen z. B. zu Diskriminierungs-
erfahrungen oder Handlungspotentialen für
mehr Diversität

· Überprüfung sämtlicher Schritte des Bewer-
bungsverfahrens auf mögliche Barrieren für
bestimmte gesellschaftliche Gruppen oder
Verbesserungspotentiale zur Steigerung der
Arbeitgeberattraktivität

· Durchführung von Diversity-Trainings für
Führungskräfte, Personalverantwortliche
und Mitarbeitende

· Sensibilisierung und Aktionsplanung mit
dem INQA-Diversity-Check »Vielfaltskom-
petente Verwaltung«, z. B. zu Handlungsfel-

dern wie Personal, Führung und Dienstleis-
tungen/Angebote

· Verankerung einer Vielfaltskompetenz als
Kriterium für Ausbildung, Ein- und Aufstieg

· Diversitätsorientierte Kompetenzanalysen
der Mitarbeitenden zur Verbesserung der
Nutzung aller Potenziale sowie der Entwick-
lung di�erenzierter Weiterbildungsangebote

· Vielfaltsorientierte Arbeitsorganisation, z. B.
in Bezug auf Vereinbarkeiten mit Familie
& Pflege, die Ausgestaltung von Arbeits-
plätzen, Pausenregelungen für schwerbe-
hinderte Mitarbeitende oder flexible Lösun-
gen für Pendler:innen bei Feiertagen und
Brücken tagen

· Sicherung ausreichender Partizipation von
Beschäftigtengruppen, z. B. junger Mitarbei-
tender oder von Beschäftigten mit Migra-
tionsgeschichte, bei der Implementierung
und Umsetzung von Diversity-Strategien

· Dienstvereinbarungen für Chancengleichheit
und Diversität im Rahmen des BPersVG v

Andreas Merx, Diversity-Experte 

und Inhaber der Beratungsagentur 

pro diversity, Berlin. 

Bernhard Franke, (Ass. iur.) war 

bis zum Eintritt in den Ruhestand 

2022 kommissarischer Leiter der 

Antidiskriminierungsstelle des 

Bundes in Berlin.

hintergrund

Positive Maßnahmen nach § 5 AGG

Als positive Maßnahmen bezeichnet das 

AGG Aktivitäten, die in der Dienststel-

le dafür sorgen, dass alle Beschäftigen 

gleichberechtigt behandelt werden und die 

gleichen Chancen haben. Das AGG will dazu 

motivieren, positive Maßnahmen umzuset-

zen. Positive Maßnahmen lohnen sich nicht 

nur für die Beschäftigten, sondern genauso 

für die Dienststelle – denn dadurch wach-

sen die Zufriedenheit, die Motivation und 

das Engagement.

zum weiterlesen

} Broschüre des

Diversity- Netzwerks 

der Kommunal- und

Landes verwaltungen 

(Hrsg.) (2017):

https://www.stadt- 
koeln.de/mediaasset/
content/pdf5001/ 
diversity/diversity- 
netzwerk_barrierefreie_
version_brosch%c3% 
bcre_2017.pdf

} INQA-Check

»Vielfaltskompetente

Verwaltung«:

https://www.inqa- 
check-vielfalt-verwal 
tung.de/check-vielfalt- 
verwaltung/daten/ 
mittelstand/pdf/Check_ 
Vielfaltskompetente_
Verwaltung.pdf

} ver.di/Hans-Böckler- 

Stiftung (Hrsg.) (2017):

Vielfalt in Betrieb und

Verwaltung:

https://www.boeckler.
de/de/faust-detail. 
htm?sync_id=HBS-00 
6764

https://www.stadt-koeln.de/mediaasset/content/pdf5001/diversity/diversity-netzwerk_barrierefreie_version_brosch%c3%bcre_2017.pdf
https://www.inqa-check-vielfalt-verwaltung.de/check-vielfalt-verwaltung/daten/mittelstand/pdf/Check_Vielfaltskompetente_Verwaltung.pdf
https://www.boeckler.de/de/faust-detail.htm?sync_id=HBS-006764

